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Betreff: 
Verbesserung der Schutzwirkung des Fluglärmschutzgesetzes (FluglärmG) 
hier: Stellungnahme zum Entwurf eines Berichtes der Bundesregierung zur Evaluierung des 
Fluglärmschutzgesetzes 
 
 
Mainz, 22. Juni 2018 
 
gez. Eder 
 
Katrin Eder 
Beigeordnete 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Stadtvorstand und Haupt- und Personalausschuss (Ferienparlament) der Stadt Mainz schließen 
sich den Einschätzungen und Forderungen der Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Deutsche 
Fluglärmkommissionen (ADF) zum Entwurf eines Berichtes der Bundesregierung zur Evaluierung 
des Fluglärmschutzgesetzes an. 
 
Stadtvorstand und Haupt- und Personalausschuss (Ferienparlament) der Stadt Mainz erklären 
ihre Bereitschaft, die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglärmkommission (ADF) in ihrem Bemü-
hen zu unterstützen, Vertretern von Bundesregierung und Bundestag den dringenden gesetzli-
chen Reformbedarf im Hinblick auf die Verbesserung des Schutzes der Bevölkerung vor Fluglärm 
zu vermitteln und auf entsprechende gesetzliche Änderungen zu drängen. 
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Sachverhalt: 
Die beigefügte Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglärmkommissionen (ADF) 
beschreibt umfänglich und kompetent den Bedarf an gesetzlichen Anpassungen beim Schutz der 
Bevölkerung vor Fluglärm. Vorrangig nimmt die Stellungnahme dabei Bezug auf die gesetzlich 
bereits für 2017 vorgesehene Überprüfung der Regelungen des Fluglärmschutzgesetzes (Flug-
lärmG). Dieses behandelt die Aufgabenbereiche passiver Schallschutz und Wohnsiedlungsrest-
riktionen bzw. Bauverbote für die besonders durch Fluglärm belasteten Wohngebiete im Umfeld 
von Flughäfen. 
 
Die Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Fluglärmkommissionen (ADF) beschränkt 
sich erfreulicherweise nicht nur auf den aktuellen Berichtsbedarf zu novellierungsbedürftigen 
Regelungen des Fluglärmschutzgesetzes. Gleichzeitig macht die Stellungnahme darauf aufmerk-
sam, dass den Maßnahmen des aktiven Schallschutzes, also dem Vermeiden/der Reduzierung 
des Lärms an der Quelle, endlich hinreichend Aufmerksamkeit zu schenken ist und hierfür die 
geeigneten gesetzlichen Grundlagen zu schaffen sind. 
Folglich regt die Stellungnahme an, auch das Luftverkehrsgesetz (LuftVG) einer Überprüfung zu 
unterziehen, weil in diesem, derzeit leider in nahezu unwirksamem Maße, aktive Schallschutz-
maßnahmen ihre gesetzliche Verankerung finden.  
 
Die bestehenden Forderungen der Initiative Zukunft Rhein-Main für einen hinreichenden Schutz 
der fluglärmbetroffenen Bevölkerung vor erheblichen Belästigungen und Gesundheitsgefahren 
anlässlich der Evaluation des Fluglärmschutzgesetzes (s. Anlage) bleiben vollumfänglich beste-
hen.   
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